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Deutscher Bundestag Drucksache 17/10126
17. Wahlperiode 27. 06. 2012

Beschlussempfehlung*  
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  

a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
– Drucksache 17/9045 – 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. Februar 2012 zur Einrich-
tung des Europäischen Stabilitätsmechanismus 

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 17/9370, 17/9670 – 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. Februar 2012 zur Einrich-
tung des Europäischen Stabilitätsmechanismus 

c) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
– Drucksache 17/9048 – 

Entwurf eines Gesetzes zur finanziellen Beteiligung am Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM-Finanzierungsgesetz – ESMFinG) 

                                                        
*) Der Bericht wird gesondert verteilt. 

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.



ele
kt

ro
nis

ch
e V

or
ab

-Fa
ss

un
g

 

 

d) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 17/9371, 17/9670 – 

Entwurf eines Gesetzes zur finanziellen Beteiligung am Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM-Finanzierungsgesetz – ESMFinG) 

e) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
– Drucksache 17/9049 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesschuldenwesengeset-
zes 

f) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 17/9372, 17/9671 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesschuldenwesengeset-
zes 

g) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gesine Lötzsch, Dr. Kirsten Tack-
mann, Dr. Dietmar Bartsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE. 
– Drucksache 17/9146 – 

Europäischen Stabilitätsmechanismus ablehnen, europäisches Investiti-
onsprogramm auflegen 
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A. Problem 
Zu den Buchstaben a bis d 

Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise hat strukturelle Probleme im Euro-
raum – zu hohe Staatsverschuldung und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit eini-
ger Eurostaaten – ebenso schonungslos offengelegt wie grundlegende Mängel in 
der Konstruktion der Wirtschafts- und Währungsunion. Der Gesamtansatz der 
Bundesregierung zur Krisenbewältigung und zur Schaffung einer nachhaltigen 
Stabilitätsunion nimmt alle diese Ursachen in den Blick. 

Der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) ist als dauerhafter Krisenbewäl-
tigungsmechanismus integraler Bestandteil dieser umfassenden Strategie. Auf 
der einen Seite wird das rechtliche Fundament der Wirtschafts- und Währungs-
union durch den von 25 Mitgliedstaaten der Europäischen Union am 2. März 
2012 unterzeichneten Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in 
der Wirtschafts- und Währungsunion (sogenannter Fiskalvertrag) weiter ver-
stärkt, nachdem bereits der Stabilitäts- und Wachstumspakt verschärft, die 
Überwachung der Wettbewerbsfähigkeit durch das neue Verfahren zur Vermei-
dung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte verbessert und eine 
effizientere europäische Finanzmarktaufsicht eingeführt wurde. Auf der anderen 
Seite wird als Ergänzung dieser präventiv wirkenden Maßnahmen ein robustes 
Krisenbewältigungsinstrument geschaffen, um Gefahren für die Stabilität der 
Eurozone insgesamt effektiv abwenden zu können. 

Der ESM soll bereits 2012 – ein Jahr früher als geplant – in Kraft treten und 
mittelfristig die nach Ausbruch der Krise geschaffenen Instrumente zur Stabili-
sierung des Euro-Währungsgebiets wie den europäischen Finanzstabilisie-
rungsmechanismus (EFSM) und die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF) ablösen. 

Zu den Buchstaben e und f 

Die Risiken für die Finanzstabilität des Euro-Währungsgebietes sind seit dem 
Beginn der Finanzkrise im Jahr 2007 weiter gestiegen. Die Staaten der Eurozone 
benötigen daher schlagkräftigere Mechanismen für ein effektiveres Krisenma-
nagement zur Unterstützung überschuldeter Staaten, die eine angemessene und 
mit marktwirtschaftlichen Prinzipien vereinbare Kostentragung des Privatsektors 
ermöglichen. Im Rahmen der gegenwärtigen Diskussionen haben Überlegungen 
zur Einführung von Umschuldungsklauseln („Collective action clauses“) eine 
zentrale Rolle übernommen. Im Kern sind diese Klauseln darauf gerichtet, staat-
liche Umschuldungen zu erleichtern, indem hierfür benötigte Beschlüsse der 
Gläubiger an Mehrheitserfordernisse gebunden werden, die unterhalb der Ein-
stimmigkeit liegen. 

Bereits Ende des Jahres 2011 hatten sich die Staaten der Eurozone auf Muster-
bestimmungen für Umschuldungsklauseln verständigt. Der am 2. Februar 2012 
von allen Staaten des Euro-Währungsgebietes unterzeichnete Vertrag zur Ein-
richtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus verpflichtet nunmehr die 
Staaten des Euroraumes zur Einführung solcher Umschuldungsklauseln ab dem 
1. Januar 2013, deren rechtliche Wirkung in allen Rechtsordnungen des Euro-
Währungsgebietes jeweils gleich zu sein hat. Aus diesem Grund ist künftig die 
Verwendung von Umschuldungsklauseln durch Ergänzung der Emissionsbedin-
gungen von Bundeswertpapieren mit einer Laufzeit von über zwölf Monaten 
vorgesehen. Diese Klauseln kommen nur im Fall eines drohenden Zahlungsaus-
falls zur Anwendung. 
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Zu Buchstabe g 

Mit dem Vertrag zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus wird 
nach Ansicht der Antragsteller das Risiko von Staatspleiten und Schuldenschnit-
ten auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler abgewälzt, während sich die 
Banken und Besitzer großer Vermögen aus der Verantwortung ziehen. Entgegen 
den regelmäßigen Versicherungen des Bundesministers der Finanzen, Dr. Wolf-
gang Schäuble, wird das maximale Risiko für die Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler ständig erhöht.  

Der ESM höhlt die ohnehin schon kleiner werdenden Spielräume nationaler 
Parlamente und des Europaparlaments weiter aus. Als nachvollziehbare Folge 
verliert demokratische Politik dadurch noch mehr an Respekt, Demokratie wird 
zur bedeutungslosen Folklore. 

Die mit der Gewährung von ESM- und EFSF-„Rettungshilfen“ verbundenen 
Auflagen führen in den betroffenen Ländern zu drastischen Einschnitten bei 
Löhnen, Renten und öffentlichen Leistungen. Mit Hilfe der ESM- und EFSF-
Kredite werden private Gläubiger von Staatsanleihen durch öffentliche Gläubi-
ger ersetzt, Risiken aus Staatspleiten und Schuldenschnitten auf die Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler übergewälzt. ESM und EFSF helfen nicht den Men-
schen, sondern den Banken.  

Die Antragsteller empfehlen deswegen dem Deutschen Bundestag, das Gesetz 
zur Ratifizierung des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus abzulehnen. 

B. Lösung 
Zu den Buchstaben a bis d 

Der ESM wird mit dem am 2. Februar 2012 unterzeichneten Vertrag zur Ein-
richtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus errichtet. Der dauerhaft ein-
gerichtete ESM soll ab Juli 2012 den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets 
Stabilitätshilfe zur Verfügung stellen können, wenn es zur Wahrung der Finanz-
stabilität des Euro-Währungsgebiets insgesamt und seiner Mitgliedstaaten unab-
dingbar ist.  

Er wird die Aufgaben des EFSM und der EFSF, die Finanzhilfen nur bis zum 
30. Juni 2013 gewähren kann, übernehmen. Es besteht Einigkeit darüber, dass 
die Gewährung von Stabilitätshilfen durch den ESM an einen Mitgliedstaat ab 
dem 1. März 2013 die Ratifizierung des Fiskalvertrags durch den betreffenden 
Mitgliedstaat sowie nach Ablauf der dafür bestehenden Umsetzungsfrist die 
Einführung nationaler Schuldenbremsen entsprechend den Regelungen des Fis-
kalvertrags voraussetzt. 

Der ESM wird durch einen völkerrechtlichen Vertrag als internationale Finan-
zinstitution gegründet und mit einem Stammkapital von 700 Mrd. Euro ausge-
stattet, das aus 80 Mrd. Euro eingezahltem Kapital und 620 Mrd. Euro abrufba-
rem Kapital besteht.  

Mit dem Vertragsgesetz auf Drucksachen 17/9045 sowie 17/9370, 17/9670 soll 
der Vertrag die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgeben-
den Körperschaften erlangen. 

Mit dem Gesetz auf Drucksachen 17/9048 sowie 17/9371, 17/9670 wird der 
finanzielle Gesamtrahmen der Beteiligung Deutschlands am ESM gesetzlich 
bestimmt.  
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Mit den vom Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Änderungen werden insbe-
sondere die im Gesetzentwurf nicht weiter ausgeführten Regelungen für die 
parlamentarische Beteiligung im Rahmen der laufenden Tätigkeit des ESM ge-
troffen. 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 17/9045 in geänderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. und 
drei Stimmen aus der Fraktion der SPD. 

Einstimmige Erledigterklärung des inhaltsgleichen Gesetzentwurfs auf 
Drucksachen 17/9370, 17/9670. 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 17/9048 in geänderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. 

Einstimmige Erledigterklärung des inhaltsgleichen Gesetzentwurfs auf 
Drucksachen 17/9371, 17/9670. 

Zu den Buchstaben e und f 

Dem Bundesschuldenwesengesetz, das die Aufgaben und Instrumente des 
Schuldenwesens regelt, werden Vorschriften hinzugefügt, die die Möglichkeit 
vorsehen, Umschuldungsklauseln in die Emissionsbedingungen des Bundes 
einzuführen. Wesentliche Inhalte der beabsichtigten Ergänzung der Emissions-
bedingungen werden im Sinne eines Leitbilds verankert. 

Hierbei trägt der Gesetzentwurf dem Umstand Rechnung, dass Emissionsbedin-
gungen nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGHZ 119, 305, 
312) Allgemeine Geschäftsbedingungen darstellen und daher einer gerichtlichen 
Inhaltskontrolle unterliegen. Nach dem für eine Inhaltskontrolle grundlegenden 
Maßstab des § 307 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) dürfen 
Allgemeine Geschäftsbedingungen den Vertragspartner des Verwenders nicht 
unangemessen benachteiligen. Die wesentlichen Grundgedanken der Umschul-
dungsklauseln sollen mit diesem Änderungsgesetz verankert werden. Das Bun-
desschuldenwesengesetz übernimmt somit die Funktion eines Leitbilds, das die 
wesentlichen Inhalte der unter den Eurozonenstaaten abgestimmten Umschul-
dungsklauseln nachzeichnet. 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 17/9049 in geänderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 

Einstimmige Erledigterklärung des inhaltsgleichen Gesetzentwurfs auf 
Drucksachen 17/9372, 17/9671. 

Zu Buchstabe g 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 17/9146 mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE.  

C. Alternativen 
Zu den Buchstaben a bis d 

Ablehnung der Gesetzentwürfe auf Drucksachen 17/9045 sowie 17/9370, 
17/9670 und 17/9048 sowie 17/9371, 17/9670. 
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Zu den Buchstaben e und f 

Ablehnung der Gesetzentwürfe auf Drucksachen 17/9049 und 17/9372, 17/9671. 

Zu Buchstabe g 

Annahme des Antrags auf Drucksache 17/9146. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Zu den Buchstaben a und b 

Das Vertragsgesetz auf Drucksachen 17/9045 sowie 17/9370, 17/9670 hat keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte. Die Bereitstellung 
des deutschen Anteils an der Finanzierung des ESM ist im Gesetzentwurf auf 
Drucksachen 17/9048 sowie 17/9371, 17/9670 geregelt. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird sich am Gesamtbetrag des einzuzahlen-
den Kapitals des ESM in Höhe von 80 Mrd. Euro mit einem Betrag in Höhe von 
21,71712 Mrd. Euro sowie am Gesamtbetrag des abrufbaren Kapitals des ESM 
in Höhe von 620 Mrd. Euro mit einem Betrag in Höhe von 168,30768 Mrd. 
Euro beteiligen. Das einzuzahlende Kapital wird in Teilbeträgen bereitgestellt, 
die in diesem Jahr anfallenden Tranchen werden durch den Nachtragshaushalt 
2012 bereitgestellt. 

Die mittelbaren finanziellen Auswirkungen sind nicht bezifferbar. 

Zu den Buchstaben e und f 

Zusätzliche Haushaltsausgaben sind infolge der Durchführung des Gesetzes 
nicht zu erwarten. 

Zu Buchstabe g 

Kosten wurden nicht erörtert. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Zu den Buchstaben a bis d 

Es werden keine Vorgaben oder Informationspflichten für Bürgerinnen und 
Bürger eingeführt, verändert oder abgeschafft. 

Zu den Buchstaben e und f 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelungen, die zu einem Erfüllungsaufwand 
bei Bürgern führen. 

Zu Buchstabe g 

Kosten wurden nicht erörtert. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Zu den Buchstaben a bis d 

Es werden keine Vorgaben oder Informationspflichten für Unternehmen einge-
führt, verändert oder abgeschafft. 
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Zu den Buchstaben e und f 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, da die Anwendung des 
Gesetzes im Rahmen der Einführung der Umschuldungsklauseln insoweit keine 
Auswirkungen hat. 

Zu Buchstabe g 

Kosten wurden nicht erörtert. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Zu den Buchstaben a bis d 

Es entsteht kein nennenswerter Erfüllungsaufwand für die Verwaltung. 

Zu den Buchstaben e und f 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Verwaltung, da die Anwendung des 
Gesetzes im Rahmen der Einführung der Umschuldungsklauseln insoweit keine 
Auswirkungen hat. 

Zu Buchstabe g 

Kosten wurden nicht erörtert. 

F. Weitere Kosten 
Zu den Buchstaben a bis d 

Das Gesetz führt nicht zu zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft einschließlich 
der mittelständischen Unternehmen. Durch die vorgesehenen Maßnahmen sind 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 

Zu den Buchstaben e und f 

Zusätzliche Kosten, insbesondere in der Finanzbranche, entstehen nicht. 

Zu Buchstabe g 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/9045 mit folgenden Maßgaben, im 
Übrigen unverändert anzunehmen: 

1. Die Eingangsformel wird wie folgt gefasst: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Absatz 2 des Grundgesetzes ist 
eingehalten:“. 

2. Dem Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Ohne eine solche Ermächtigung muss der deutsche Vertreter den Be-
schlussvorschlag ablehnen.“ 

b) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/9370, 17/9670 für erledigt zu 
erklären; 

c) den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/9048 mit folgenden Maßgaben, im 
Übrigen unverändert anzunehmen: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Übernahme des deutschen Anteils am Stammkapital des Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus; Veränderung des konsolidierten 
Darlehensvolumens von Europäischem Stabilitätsmechanismus 

und Europäischer Finanzstabilisierungsfazilität“  

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch ihren Ver-
treter im Gouverneursrat einem Beschluss nach Artikel 10 Absatz 
1 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus zur Veränderung des konsolidierten Darlehensvolu-
mens von Europäischem Stabilitätsmechanismus und Europäi-
scher Finanzstabilisierungsfazilität im Sinne des Artikel 39 des 
Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus insoweit zuzustimmen, als Finanzmittel, die für die Durch-
führung der von der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität 
bis zum 30. März 2012 zugesagten Notmaßnahmen erforderlich 
sind, bis zu einer Höhe von 200 Milliarden Euro bei der Berech-
nung des konsolidierten Darlehensvolumens im Sinne des Artikel 
39 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus nicht in Abzug gebracht werden.“ 

2. Dem § 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Finanzhilfen zur Rekapitalisierung von Finanzinstituten einer Ver-
tragspartei schließen Finanzhilfen an eine Einrichtung zur Stabilisie-
rung des Finanzsektors mit ein, wenn die sektorspezifische Konditio-
nalität gewährleistet ist, keine direkten Bankrisiken übernommen wer-
den und die Rückzahlung durch eine Garantie der Vertragspartei gesi-
chert ist.“ 

3. Nach § 2 werden die folgenden §§ 3 bis 7 eingefügt: 
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„§ 3 

Haushalts- und Stabilitätsverantwortung 

(1) Der Deutsche Bundestag nimmt in Angelegenheiten des Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus seine Verantwortung für den 
Haushalt und für den Bestand und die Fortentwicklung der Stabilität 
der Wirtschafts- und Währungsunion insbesondere nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen wahr. 

(2) Der Deutsche Bundestag berät und beschließt über Vorlagen 
nach diesem Gesetz in angemessener Frist. Dabei berücksichtigt er die 
für die Beschlussfassung auf der Ebene des Euro-Währungsgebietes 
maßgeblichen Fristvorgaben. 

§ 4 

Parlamentsvorbehalt für Entscheidungen im Europäischen Stabilitäts-
mechanismus 

(1) In Angelegenheiten des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus, die die haushaltspolitische Gesamtverantwortung des Deutschen 
Bundestages betreffen, wird diese vom Plenum des Deutschen Bun-
destages wahrgenommen. Die haushaltspolitische Gesamtverantwor-
tung ist insbesondere betroffen 

1. bei der Entscheidung nach Artikel 13 Absatz 2 des Vertrags zur 
Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus, einer Ver-
tragspartei des Europäischen Stabilitätsmechanismus auf deren 
Hilfeersuchen Stabilitätshilfe in Form einer im Vertrag vorgese-
henen Finanzhilfefazilität zu gewähren, 

2. bei der Annahme einer Vereinbarung über die Finanzhilfefazilität 
nach Artikel 13 Absatz 3 Satz 3 des Vertrags zur Einrichtung des 
Europäischen Stabilitätsmechanismus und einer Zustimmung zu 
einem entsprechenden Memorandum of Understanding nach Ar-
tikel 13 Absatz 4 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus, 

3. bei Beschlüssen im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus zur Veränderung des genehmigten Stammkapitals sowie 
des maximalen Darlehnsvolumens nach Artikel 10 Absatz 1 des 
Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus; Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. 
Februar 2012 zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus bleibt unberührt. 

(2) In den Fällen, die die haushaltspolitische Gesamtverantwor-
tung betreffen, darf die Bundesregierung einem Beschlussvorschlag in 
Angelegenheiten des Europäischen Stabilitätsmechanismus durch ih-
ren Vertreter nur zustimmen oder sich bei einer Beschlussfassung ent-
halten, nachdem das Plenum hierzu einen zustimmenden Beschluss 
gefasst hat. Ohne einen solchen Beschluss des Plenums muss der deut-
sche Vertreter den Beschlussvorschlag ablehnen. Der Vertreter der 
Bundesregierung hat an der Beschlussfassung teilzunehmen. 

(3) Werden gemäß Artikel 5 Absatz 6 Buchstabe m des Ver-
trags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus Auf-
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gaben des Gouverneursrates auf das Direktorium übertragen, gelten 
die §§ 3 bis 6 entsprechend. 

§ 5 

Beteiligung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 

(1) In allen sonstigen die Haushaltsverantwortung des Deut-
schen Bundestages berührenden Angelegenheiten des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus, in denen eine Entscheidung des Plenums ge-
mäß § 4 nicht vorgesehen ist, wird der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages beteiligt. Der Haushaltsausschuss überwacht die 
Vorbereitung und Durchführung der Vereinbarungen über Stabilitäts-
hilfen. 

(2) Der vorherigen Zustimmung des Haushaltsausschusses be-
dürfen: 

1. Entscheidungen über die Bereitstellung zusätzlicher Instrumente 
ohne Änderung des Gesamtfinanzierungsvolumens einer beste-
henden Finanzhilfefazilität oder wesentliche Änderungen der Be-
dingungen der Finanzhilfefazilität, 

2. Beschlüsse über den Abruf von Kapital nach Artikel 9 Absatz 1 
des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus sowie die Annahme oder wesentliche Änderung der Re-
gelungen und Bedingungen, die für Kapitalabrufe nach Artikel 9 
Absatz 4 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus gelten, 

3. die Annahme oder wesentliche Änderung der Leitlinien für die 
Durchführungsmodalitäten der einzelnen Finanzhilfefazilitäten 
nach den Artikeln 14 bis 18, der Preisgestaltungsleitlinien nach 
Artikel 20 Absatz 2, der Leitlinien für Anleiheoperationen nach 
Artikel 21 Absatz 2, der Leitlinien für die Anlagepolitik nach Ar-
tikel 22 Absatz 1, der Leitlinien für die Dividendenpolitik nach 
Artikel 23 Absatz 3 und der Vorschriften für die Einrichtung, 
Verwaltung und Verwendung weiterer Fonds nach Artikel 24 
Absatz 4 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus, 

4. die ausführlichen Regelungen und Bedingungen für Kapitalver-
änderungen nach Artikel 10 Absatz 2 des Vertrags zur Einrich-
tung des Europäischen Stabilitätsmechanismus, 

5. die Annahme von Bestimmungen oder Auslegungen zur Rege-
lung der beruflichen Schweigepflicht nach Artikel 34 des Ver-
trags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus.  

Die Bundesregierung darf in diesen Fällen einem Beschlussvorschlag 
in Angelegenheiten des Europäischen Stabilitätsmechanismus durch 
ihren Vertreter nur zustimmen oder sich bei einer Beschlussfassung 
enthalten, nachdem der Haushaltsausschuss hierzu einen zustimmen-
den Beschluss gefasst hat. Einen entsprechenden Antrag im Haus-
haltsausschuss kann auch die Bundesregierung stellen. Ohne einen 
solchen Beschluss des Haushaltsausschusses muss der deutsche Ver-
treter den Beschlussvorschlag ablehnen. Der Vertreter der Bundesre-
gierung hat an der Beschlussfassung teilzunehmen. 

(3) In den nicht von Absatz 2 erfassten Fällen, die die Haus-
haltsverantwortung des Deutschen Bundestages berühren, hat die 
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Bundesregierung den Haushaltsausschuss zu beteiligen und seine Stel-
lungnahmen zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere bei Beschlüs-
sen über die Auszahlung einzelner Tranchen der gewährten Stabili-
tätshilfe. 

(4) Der von Deutschland nach Artikel 5 Absatz 1 des Vertrags 
zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus ernannte 
Gouverneur und dessen Stellvertreter sind verpflichtet, den Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages auf Verlangen mindestens eines 
Viertels seiner Mitglieder, das mindestens von zwei Fraktionen im 
Ausschuss unterstützt werden muss, zu informieren und Auskünfte zu 
erteilen, soweit nicht Tatbestände nach § 6 dieses Gesetzes betroffen 
sind.  

(5) Das Plenum des Deutschen Bundestags kann die Befugnisse 
des Haushaltsausschusses jederzeit durch einen mit einfacher Mehr-
heit gefassten Beschluss an sich ziehen und durch einfachen Beschluss 
ausüben. 

(6) Ein Antrag oder eine Vorlage der Bundesregierung gelten 
als dem Haushaltsausschuss überwiesen im Sinne der Geschäftsord-
nung des Bundestages. § 70 der Geschäftsordnung gilt entsprechend, 
wobei das Verlangen eines Viertels der Mitglieder des Haushaltsaus-
schusses von mindestens zwei Fraktionen im Ausschuss unterstützt 
werden muss. 

§ 6 

Beteiligung durch ein Sondergremium 

(1) Soweit ein Aufkauf von Staatsanleihen auf dem Sekundär-
markt nach Artikel 18 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus geplant ist, kann die Bundesregierung die be-
sondere Vertraulichkeit der Angelegenheit geltend machen. Die be-
sondere Vertraulichkeit liegt vor, sofern bereits die Tatsache der Bera-
tung oder Beschlussfassung geheim gehalten werden muss, um den 
Erfolg der Maßnahme nicht zu vereiteln. Die Annahme der besonde-
ren Vertraulichkeit ist von der Bundesregierung zu begründen. 

(2) In diesem Fall können die in den §§ 4 und 5 bezeichneten 
Beteiligungsrechte von Mitgliedern des Haushaltsausschusses wahr-
genommen werden, die vom Deutschen Bundestag für die Dauer einer 
Legislaturperiode in geheimer Wahl mit der Mehrheit der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages gewählt werden (Sondergremium). Die 
Anzahl der Mitglieder und eine gleich große Anzahl von Stellvertre-
tern ist die kleinstmögliche, bei der jede Fraktion zumindest ein Mit-
glied benennen kann, die Mehrheitsverhältnisse gewahrt werden und 
bei der die Zusammensetzung des Plenums widergespiegelt wird. Das 
nach § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes gewählte 
Sondergremium nimmt die Rechte nach diesem Gesetz wahr. Eine 
Wahl nach Satz 1 und 2 findet erstmals in der Wahlperiode statt, in 
der nach Außerkrafttreten des Stabilisierungsmechanismusgesetzes 
kein Gremium nach § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismus-
gesetzes gewählt werden kann. 

(3) Das Sondergremium kann der Annahme der besonderen 
Vertraulichkeit unverzüglich widersprechen. Im Falle des Wider-
spruchs nehmen das Plenum die in § 4 und der Haushaltsausschuss die 
in § 5 bezeichneten Beteiligungsrechte wahr.  
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(4) Das Sondergremium berichtet dem Deutschen Bundestag 
über Inhalt und Ergebnis seiner Beratungen, sobald die Gründe für die 
besondere Vertraulichkeit entfallen sind. 

§ 7 

Unterrichtung durch die Bundesregierung 

(1) Die Bundesregierung hat den Deutschen Bundestag und den 
Bundesrat in Angelegenheiten dieses Gesetzes umfassend, zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt, fortlaufend und in der Regel schriftlich zu 
unterrichten. Sie hat dem Deutschen Bundestag in Angelegenheiten, 
die seine Kompetenzen betreffen, Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben und seine Stellungnahmen zu berücksichtigen. 

(2) Die Bundesregierung übermittelt dem Deutschen Bundestag 
alle ihr zur Verfügung stehenden Dokumente zur Ausübung der Betei-
ligungsrechte des Deutschen Bundestages. Sie übermittelt diese Do-
kumente auch dem Bundesrat. 

(3) Dem besonderen Schutzbedürfnis laufender vertraulicher 
Verhandlungen tragen der Deutsche Bundestag und der Bundesrat 
durch eine vertrauliche Behandlung Rechnung. 

(4) Im Falle des Stabilitätshilfeersuchens einer Vertragspartei 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus nach Artikel 13 Absatz 1 
des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus übermittelt die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat binnen sieben Tagen nach Antragstellung eine erste 
Einschätzung zu Inhalt und Umfang der beantragten Hilfen. Beabsich-
tigt die Bundesregierung, der Gewährung von Stabilitätshilfe nach Ar-
tikel 13 Absatz 2 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus zuzustimmen, übermittelt sie rechtzeitig eine um-
fassende Einschätzung zu Inhalt und Umfang der beantragten Hilfen 
sowie eine Stellungnahme zu der Bewertung der Europäischen Kom-
mission nach Artikel 13 Absatz 1 des Vertrags zur Einrichtung des 
Europäischen Stabilitätsmechanismus und eine Abschätzung der fi-
nanziellen Folgen. 

(5) Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages ist dar-
über hinaus regelmäßig über das Finanzmanagement des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus im Sinne des Kapitels 5 des Vertrags zur Ein-
richtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus schriftlich zu un-
terrichten. Die Bundesregierung übermittelt ihm zudem die nach Arti-
kel 27 Absatz 2 des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus zusammengefassten Quartalsabschlüsse sowie die 
Gewinn- und Verlustrechnung des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus. 

(6) Die fortlaufende Unterrichtung der Bundesregierung enthält 
auch Angaben zur jeweiligen Berücksichtigung der nach diesem Ge-
setz abgegebenen Stellungnahmen des Deutschen Bundestages und 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages bei den Ver-
handlungen. 

(7) Die Unterrichtungspflichten nach den Absätzen 1 bis 6 kön-
nen in Fällen besonderer Vertraulichkeit nach § 6 Absatz 1 auf die 
Mitglieder des Sondergremiums beschränkt werden, solange die 
Gründe für die besondere Vertraulichkeit bestehen. Nach Fortfall die-
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ser Gründe holt die Bundesregierung die Unterrichtung des Deutschen 
Bundestages unverzüglich nach. 

(8) Die Informationen zur Unterrichtung nach Absatz 5 lässt die 
Bundesregierung dem Bundesrat ebenfalls zukommen. Die fortlaufen-
de Unterrichtung der Bundesregierung enthält auch Angaben zur je-
weiligen Berücksichtigung von Stellungnahmen des Bundesrates in 
Angelegenheiten dieses Gesetzes. In den Fällen des Absatzes 7 wird 
der Bundesrat dann informiert, wenn die Gründe für die besondere 
Vertraulichkeit nicht mehr vorliegen. 

(9) Die von Deutschland oder vom deutschen Gouverneur er-
nannten Vertreter im ESM dürfen sich gegenüber einem Auskunfts-
verlangen des Deutschen Bundestages sowie seiner Ausschüsse und 
Mitglieder nicht auf die Schweigepflicht nach Artikel 34 des Vertrags 
zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus berufen. 

(10) Die Rechte des Deutschen Bundestages aus dem Gesetz 
über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bun-
destag in Angelegenheiten der Europäischen Union und die Rechte 
des Bundesrates aus dem Gesetz über die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union bleiben un-
berührt.“  

4. Der bisherige § 4 wird § 8. 

d) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/9371, 17/9670 für erledigt zu 
erklären; 

e) den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/9049 mit folgenden Maßgaben, im 
Übrigen unverändert anzunehmen: 

1. In Artikel 1 Nummer 1 wird § 4e Absatz 1 Satz 5 wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften des ersten Buches des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit sind entsprechend anzuwenden.“ 

2. Nach Artikel 2 wird folgender Artikel 2a eingefügt: 

‚Artikel 2a 

Änderung des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes 

In § 9 Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes 
vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 1982), das zuletzt durch … geän-
dert worden ist, werden die Sätze 3 und 4 durch die folgenden Sätze 
ersetzt:  

„Die Aufhebung der Sperre bedarf der Einwilligung des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages. Soweit nicht nur der Inhalt der 
Beratung, sondern auch die Tatsache der Beratung und der Beschluss-
fassung an sich geheim gehalten werden muss, um die Erreichung des 
Ziels der Finanzmarktstabilisierung nicht von vornherein unmöglich 
zu machen, bedarf die Aufhebung der Sperre abweichend von Satz 3 
der Einwilligung durch das Gremium nach § 10a. Die Bundesregie-
rung kann dieses Erfordernis geltend machen, das Gremium kann der 
Annahme dieses Erfordernisses unverzüglich mit Mehrheit widerspre-
chen. In diesem Fall entscheidet der Haushaltsausschuss. Sofern ge-
mäß Satz 4 das Gremium nach § 10a über die Einwilligung entschei-
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det, unterrichtet das Gremium den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages nach Fortfall des Grundes für die Geheimhaltung unver-
züglich über die Einwilligung.“‘ 

f) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/9372, 17/9671 für erledigt zu 
erklären; 

g) den Antrag auf Drucksache 17/9146 abzulehnen. 

Berlin, den 27. Juni 2012 

Der Haushaltsausschuss 

Petra Merkel (Berlin) 
Vorsitzende 
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